
 

 

 

 

Pressemitteilung 25.11.2021  

25.11.2021 - Internationaler Tag zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen 

Am 25. November wird auch in Brandenburg der Internationale Tag gegen Gewalt an Frauen mit 

vielen Aktionen im ganzen Land begangen. Gewalt gegen Frauen und Mädchen ist nicht erst seit der 

Corona-Pandemie ein grassierendes gesellschaftliches Problem. Betroffene brauchen jetzt Schutz 

und Hilfe. Die Beendigung dieser Gewalt ist eine Generationenaufgabe für die gesamte Gesellschaft. 

Jede dritte Frau erlebt mindestens einmal in ihrem Leben geschlechtsspezifische Gewalt. Die Formen 

der Gewalt reichen von Beleidigungen und Demütigungen, über Kontrolle und Isolation bis hin zu 

körperlicher und sexualisierter Gewalt, und sogar Mord. 

Die 24 Frauenschutzeinrichtungen im Land Brandenburg befinden sich aufgrund von unsicherer und 

unzureichender Finanzierung im Dauerkrisenmodus. Es ist höchste Zeit, das bestehende Hilfesystem 

in Brandenburg zu sichern und massiv auszubauen, um betroffenen Frauen und ihren Kindern 

niedrigschwelligen Zugang zu Hilfs- und Schutzangeboten zu ermöglichen. Darüber hinaus muss der 

Fokus auf Prävention gelegt werden. Wir müssen als Gesellschaft darauf hinarbeiten, dass diese 

Gewalt gar nicht erst passiert. 

Das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 

häuslicher Gewalt (Istanbul-Konvention) ist ein wirksames Instrument für diese großen Aufgaben und 

bietet eine Chance, die Situation für Frauen und Mädchen nachhaltig zu verbessern. 

Die brandenburgischen Frauenschutzeinrichtungen stehen aktuell vor großen strukturellen 

Herausforderungen und Umbrüchen. Unsichere Finanzierung und Fachkräftemangel gefährden die 

Existenz einzelner Angebote. Ein entschlossenes Handeln der Landesregierung könnte diese 

Herausforderung in eine Chance verwandeln. Mit einer Neuordnung der umständlichen und 

unsicheren Finanzierung, einem Ausbau der Beratungs- und Platzkapazitäten und einer gestärkten 

Koordinierungsstelle, die sich auf Datenmonitoring und Prävention konzentrieren kann, können wir 

das Frauenschutzsystem in Brandenburg zukunftsfest machen. Damit stellen wir sicher, dass auch in 

den nächsten Jahren Frauen und ihre Kinder unterstützt werden und ihr Recht auf ein gewaltfreies 

Leben gewahrt ist. 

Für Rückfragen und Informationen stehen Ihnen die Referentinnen des FPR und NbF, Verena Letsch 

und Laura Kapp zur Verfügung: 

Frauenpolitischer Rat Land Brandenburg e.V. 

kontakt@frauenpolitischer-rat.de 

0331 – 280 35 81 

Netzwerk der brandenburgischen Frauenhäuser e.V. 

koordinierung@nbfev.de 

0331 – 813 298 47 

0151 – 796 33 17 
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